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(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR AUS-
WÄRTIGE ANGELEGEN-
HEITEN DER UdSSR

No. KU-87

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken entbietet der Österreichischen Botschaft
seine Hochachtung und beehrt sich mit dem Vor-
schlag heranzutreten, für Besatzungsmitglieder
von Flugzeugen der „AUA" und der „Aeroflot"
auf der Fluglinie Moskau—Wien und auf an-
deren Fluglinien, die in Zukunft eröffnet werden
könnten, auf der Basis der Gegenseitigkeit eine
visafreie Ein- und Ausreiseregelung folgender
Art zu treffen:

1. Die Luftfahrtsgesellschaft der „AUA" wird
einmal jährlich, spätestens 20 Tage vor Beginn
der Flüge, der Botschaft der UdSSR in Öster-
reich ein alphabetisches Verzeichnis der Be-
satzungsmitglieder in dreifacher Ausfertigung
mit Angabe der Funktion und der Nummern
der gültigen nationalen Reisepässe, sowie pro
Person je einen Sichtvermerksantrag und ein
Lichtbild übermitteln. Die Aufnahme neuer Be-
satzungsmitglieder in die Liste anstelle ausge-
schiedener erfolgt in derselben Weise. Wird kein
Einwand erhoben, so haben die in der Liste an-
geführten und nachträglich darin aufgenomme-
nen Besatzungsmitglieder, insgesamt nicht mehr
als 235 Personen, nach entsprechender Benach-
richtigung durch die Botschaft der UdSSR in
Österreich das Recht, während der folgenden
12 Monate Haupt- und Ausweichflughäfen der
UdSSR anzufliegen und sich am Flughafen oder
in der nächstgelegenen Stadt bis zum Abflug mit
demselben Flugzeug oder dem nächsten Kurs-
flugzeug der „AUA" aufzuhalten, sofern sie
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einen gültigen nationalen Reisepaß mit sich
führen und über einen Nachweis ihrer Funktion
(Dienstausweis) verfügen und in der allgemeinen
Erklärung für den betreffenden Flug, die im Be-
stimmungsflughafen den sowjetischen Grenzbe-
hörden zu übergeben ist, aufscheinen.

Wenn sich Besatzungsmitglieder eines Flug-
zeuges der „AUA" von einem Hauptflughafen
in die nächstgelegene Stadt begeben, so hat der
Vertreter der Luftfahrtsgesellschaft „AUA" oder
der Kapitän des Flugzeuges die sowjetischen
Grenzbehörden davon in Kenntnis zu setzen,
bevor die Besatzungsmitglieder das Flughafen-
gelände verlassen. Bei der Landung von Flug-
zeugen der „AUA" auf Ausweichflughäfen wird
die Frage, ob Besatzungsmitglieder das Gebiet
des Flughafens verlassen können, von den Grenz-
behörden entschieden.

2. Die Luftfahrtsgesellschaft „Aeroflot" wird
einmal jährlich, spätestens 20 Tage vor Beginn
der Flüge, der Österreichischen Botschaft in der
UdSSR ein alphabetisches Verzeichnis der Be-
satzungsmitglieder in dreifacher Ausfertigung
mit Angabe der Funktion und der Nummern
der gültigen nationalen Reisepässe, sowie pro
Person je einen Sichtvermerksantrag und ein
Lichtbild übermitteln. Die Aufnahme neuer Be-
satzungsmitglieder in die Liste anstelle ausge-
schiedener erfolgt in derselben Weise. Wird kein
Einwand erhoben, so haben die in der Liste ange-
führten und nachträglich darin aufgenommenen
Besatzungsmitglieder, insgesamt nicht mehr als
235 Personen, nach entsprechender Benachrichti-
gung durch die Österreichische Botschaft in der
UdSSR das Recht, während der folgenden
12 Monate Haupt- und Ausweichflughäfen in
Österreich anzufliegen und sich am Flughafen
oder in der nächstgelegenen Stadt bis zum Ab-
flug mit demselben Flugzeug oder dem nächsten
Kursflugzeug der „Aeroflot" aufzuhalten, sofern
sie einen gültigen nationalen Reiseausweis und
einen Nachweis über ihre Funktion (Dienstaus-
weis) mit sich führen.

Wenn sich Besatzungsmitglieder eines Flug-
zeuges der „Aeroflot" von einem Hauptflughafen
in die nächstgelegene Stadt begeben, so hat der
Vertreter der „Aeroflot" oder der Kapitän des
Flugzeuges die österreichischen Grenzbehörden
davon in Kenntnis zu setzen, bevor die Be-
satzungsmitglieder das Flughafengelände ver-
lassen. Bei der Landung von Flugzeugen der
„Aeroflot" auf Ausweichflughäfen wird die
Frage, ob Besatzungsmitglieder das Gebiet des
Flughafens verlassen können, von den Grenz-
behörden entschieden.

3. Im Falle der Zustimmung zur dargelegten
Regelung wird diese Note und die Antwortnote
der Österreichischen Botschaft als Abkommen
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über visafreie Flüge der Besatzungsmitglieder
von Flugzeugen der „Aeroflot" und der „AUA"
betrachtet werden, welches am 60. Tage nach
Durchführung des Notenwechsels in Kraft tritt
und mit Wirkung von drei Monaten ab Notifi-
kation auf diplomatischem Wege gekündigt wer-
den kann.

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken benützt auch diese Gelegenheit, der Öster-
reichischen Botschaft die Versicherung ihrer aus-
gezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Moskau, am 15. Jänner 1970

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
MOSKAU

No. 4384/69

Die Österreichische Botschaft entbietet dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der UdSSR den Ausdruck ihrer besonderen
Hochachtung und beehrt sich, den Empfang der
Note des Ministeriums für Auswärtige Ange-
legenheiten der UdSSR Nr. KU-87 vom
15. Jänner 1970 zu bestätigen, welche folgenden
Wortlaut hat:

„Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken entbietet der Österreichischen Botschaft
seine Hochachtung und beehrt sich mit dem Vor-
schlag heranzutreten, für Besatzungsmitglieder
von Flugzeugen der „AUA" und der „Aeroflot"
auf der Fluglinie Moskau—Wien und auf an-
deren Fluglinien, die in Zukunft eröffnet werden
könnten, auf der Basis der Gegenseitigkeit eine
visafreie Ein- und Ausreiseregelung folgender
Art zu treffen:

1. Die Luftfahrtsgesellschaft der „AUA" wird
einmal jährlich, spätestens 20 Tage vor Beginn
der Flüge, der Botschaft der UdSSR in Öster-
reich ein alphabetisches Verzeichnis der Be-
satzungsmitglieder in dreifacher Ausfertigung
mit Angabe dar Funktion und der Nummern
der gültigen nationalen Reisepässe, sowie pro
Person je einen Sichtvermerksantrag und ein
Lichtbild übermitteln. Die Aufnahme neuer Be-
satzungsmitglieder in die Liste anstelle ausge-
schiedener erfolgt in derselben Weise. Wird kein
Einwand erhoben, so haben die in der Liste an-
geführten und nachträglich darin aufgenomme-
nen Besatzungsmitglieder, insgesamt nicht mehr
als 235 Personen, nach entsprechender Benach-
richtigung durch die Botschaft der UdSSR in

Österreich das Recht, während der folgenden
12 Monate Haupt- und Ausweichflughäfen der
UdSSR anzufliegen und sich am Flughafen oder
in der nächstgelegenen Stadt bis zum Abflug mit
demselben Flugzeug oder dem nächsten Kurs-
flugzeug der „AUA" aufzuhalten, sofern sie
einen gültigen nationalen Reisepaß mit sich
führen und über einen Nachweis ihrer Funktion
(Dienstausweis) verfügen und in der allgemeinen
Erklärung für den betreffenden Flug, die im Be-
stimmungsflughafen den sowjetischen Grenzbe-
hörden zu übergeben ist, aufscheinen.

Wenn sich Besatzungsmitglieder eines Flug-
zeuges der „AUA" von einem Hauptflughafen
in die nächstgelegene Stadt begeben, so hat der
Vertreter der Luftfahrtsgesellschaft „AUA" oder
der Kapitän des Flugzeuges die sowjetischen
Grenzbehörden davon in Kenntnis zu setzen,
bevor die Besatzungsmitglieder das Flughafen-
gelände verlassen. Bei der Landung von Flug-
zeugen der „AUA" auf Ausweichflughäfen wird
die Frage, ob Besatzungsmitglieder das Gebiet
des Flughafens verlassen können, von den Grenz-
behörden entschieden.

2. Die Luftfahrtsgesellschaft „Aeroflot" wird
einmal jährlich, spätestens 20 Tage vor Beginn
der Flüge, der Österreichischen Botschaft in der
UdSSR ein alphabetisches Verzeichnis der Be-
satzungsmitglieder in dreifacher Ausfertigung
mit Angabe der Funktion und der Nummern
der gültigen nationalen Reisepässe, sowie pro
Person je einen Sichtvermerksantrag und ein
Lichtbild übermitteln. Die Aufnahme neuer Be-
satzungsmitglieder in die Liste anstelle ausge-
schiedener erfolgt in derselben Weise. Wird kein
Einwand erhoben, so haben die in der Liste ange-
führten und nachträglich darin aufgenommenen
Besatzungsmitglieder, insgesamt nicht mehr als
235 Personen, nach entsprechender Benachrichti-
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gung durch die Österreichische Botschaft in der
UdSSR das Redit, während der folgenden
12 Monate Haupt- und Ausweichflughäfen in
Österreich anzufliegen und sich am Flughafen
oder in der nächstgelegenen Stadt bis zum Ab-
flug mit demselben Flugzeug oder dem nächsten
Kursflugzeug der „Aeroflot" aufzuhalten, sofern
sie einen gültigen nationalen Reiseausweis und
einen Nachweis über ihre Funktion (Dienstaus-
weis) mit sich führen.

Wenn sich Besatzungsmitglieder eines Flug-
zeuges der „Aeroflot" von einem Hauptflughafen
in die nächstgelegene Stadt begeben, so hat der
Vertreter der „Aeroflot" oder der Kapitän des
Flugzeuges die österreichischen Grenzbehörden
davon in Kenntnis zu setzen, bevor die Be-
satzungsmitglieder das Flughafengelände ver-
lassen. Bei der Landung von Flugzeugen der
„Aeroflot" auf Ausweichflughäfen wird die
Frage, ob Besatzungsmitglieder das Gebiet des
Flughafens verlassen können, von den Grenz-
behörden entschieden.

3. Im Falle der Zustimmung zur dargelegten
Regelung wird diese Note und die Antwortnote
der Österreichischen Botschaft als Abkommen
über visafreie Flüge der Besatzungsmitglieder
von Flugzeugen der „Aeroflot" und der „AUA"

betrachtet werden, welches am 60. Tage nach
Durchführung des Notenwechsels in Kraft tritt
und mit Wirkung von drei Monaten ab Notifi-
kation auf diplomatischem Wege gekündigt wer-
den kann."

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der
UdSSR mitzuteilen, daß die Österreichische
Bundesregierung mit den vorstehenden Vor-
schlägen einverstanden ist und sohin die Note
des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten
der UdSSR Nr. KU-87 vom 15. Jänner 1970 und
diese Antwortnote dazu ein Abkommen zwi-
schen den beiden Vertragsstaaten in dieser Ange-
legenheit bilden, welches am 60. Tage nach
Durchführung des Notenwechsels in Kraft tritt.

Die Österreichische Botschaft benützt diese
Gelegenheit, dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der UdSSR die Versicherung
ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Moskau, am 15. Jänner 1970

Der vorliegende Notenwechsel wurde am 15. Jänner 1970 durchgeführt und ist daher gemäß
seinem Punkt 3 am 14. März 1970 in Kraft getreten.

Klaus

110.

Nachdem das am 22. April 1968 in Washington, London und Moskau zur Unterzeichnung
aufgelegte Übereinkommen über die Rettung und die Rückführung von Raumfahrern sowie die
Rückgabe von in den Weltraum gestarteten Gegenständen, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE RETTUNG UND DIE
RÜCKFÜHRUNG VON
RAUMFAHRERN SOWIE
DIE RÜCKGABE VON IN
DEN WELTRAUM GE-
STARTETEN GEGEN-

STÄNDEN

Die Vertragsparteien —
eingedenk der großen Be-

deutung des Vertrags über die
Grundsätze, welche die Tätig-
keiten der Staaten bei der Er-
forschung und Nutzung des
Weltraums, einschließlich des
Mondes und anderer Himmels-
körper, regeln, — eines Ver-
trags, der die Gewährung jeder
möglichen Hilfe an Raumfahrer
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bei Unfall oder wenn in Not
oder bei einer Notlandung, ihre
sofortige und unbehelligte
Rückführung sowie die Rück-
gabe von in den Weltraum ge-
starteten Gegenständen vorsieht,

gewillt, diese Verpflichtungen
weiterzuentwickeln und auszu-
gestalten,

in dem Wunsch, die inter-
nationale Zusammenarbeit bei
der friedlichen Erforschung und
Nutzung des Weltraums zu för-
dern,

bewegt von Gefühlen der
Menschlichkeit —

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Erfährt oder entdeckt eine
Vertragspartei, daß die Besat-
zung eines Raumfahrzeugs in
einem ihrer Hoheitsgewalt
unterstehenden Gebiet oder auf
hoher See oder an einem ande-
ren keiner staatlichen Hoheits-
gewalt unterstehenden Ort
einen Unfall erlitten hat oder
in Not ist oder eine unbeab-
sichtigte oder Notlandung oder
-wasserung vorgenommen hat,
so unterrichtet sie sofort

a) die Startbehörde oder gibt,
falls sie die Startbehörde
nicht feststellen und nicht
sofort mit ihr in Verbin-
dung treten kann, diese In-
formation sofort mit allen
ihr zur Verfügung stehen-
den geeigneten Nachrich-
tenmitteln öffentlich be-
kannt;

b) den Generalsekretär der
Vereinten Nationen, der
diese Information unver-
züglich mit allen ihm zur
Verfügung stehenden ge-
eigneten Nachrichtenmit-
teln verbreiten soll.

Artikel 2

Landet die Besatzung eines
Raumfahrzeugs infolge eines
Unfalls oder einer Notlage in
einem der Hoheitsgewalt einer
Vertragspartei unterstehenden
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Gebiet oder nimmt sie dort eine
unbeabsichtigte oder Notlan-
dung vor, so unternimmt diese
Vertragspartei sofort alle ihr
möglichen Schritte, um die Be-
satzung zu retten und ihr jede
erforderliche Hilfe zu leisten.
Die Vertragspartei unterrichtet
die Startbehörde sowie den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen von den Schritten, die
sie unternimmt, und von deren
Fortgang. Ist die Mithilfe der
Startbehörde geeignet, eine
schnelle Rettung herbeizuführen
oder erheblich zur Wirksamkeit
der Such- und Rettungsmaßnah-
men beizutragen, so arbeitet die
Startbehörde zwecks wirksamer
Durchführung der Such- und
Rettungsmaßnahmen mit der
Vertragspartei zusammen. Die
Maßnahmen werden unter der
Leitung und Kontrolle der Ver-
tragspartei durchgeführt; diese
handelt in enger und ständiger
Fühlungnahme mit der Start-
behörde.

Artikel 3

Wird erfahren oder entdeckt,
daß die Besatzung eines Raum-
fahrzeugs auf hoher See oder
an einem anderen keiner staat-
lichen Hoheitsgewalt unterste-
henden Ort niedergegangen ist,
so leisten diejenigen Vertrags-
parteien, die dazu in der Lage
sind, erforderlichenfalls Hilfe
bei den Such- und Rettungsmaß-
nahmen für die Besatzung, um
deren schnelle Rettung zu ge-
währleisten. Sie unterrichten die
Startbehörde und den General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen von den Schritten, die sie
unternehmen, sowie von deren
Fortgang.

Artikel 4

Landet die Besatzung eines
Raumfahrzeugs infolge eines
Unfalls oder einer Notlage in
einem der Hoheitsgewalt einer
Vertragspartei unterstehenden
Gebiet oder nimmt sie dort eine
unbeabsichtigte oder Notlan-
dung vor oder wird sie auf
hoher See oder an einem ande-
ren keiner staatlichen Hoheits-
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gewalt unterstehenden Ort auf-
gefunden, so wird sie rasch und
unbehelligt zu Vertretern der
Startbehörde zurückgeführt.

Artikel 5

(1) Erfährt oder entdeckt eine
Vertragspartei, daß ein Welt-
raumgegenstand oder Bestand-
teile davon in einem ihrer Ho-
heitsgewalt unterstehenden Ge-
biet oder auf hoher See oder an
einem anderen keiner staatlichen
Hoheitsgewalt unterstehenden
Ort zur Erde zurückgelangt
sind, so unterrichtet sie die
Startbehörde und den General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen.

(2) Werden in einem der Ho-
heitsgewalt einer Vertragspartei
unterstehenden Gebiet ein Welt-
raumgegenstand oder Bestand-
teile davon entdeckt, so unter-
nimmt die Vertragspartei auf
Wunsch der Startbehörde und
mit deren Hilfe, wenn dies ver-
langt wird, die von der Ver-
tragspartei für durchführbar ge-
haltenen Schritte, um den Ge-
genstand oder die Bestandteile
zu bergen.

(3) Werden in den Weltraum
gestartete Gegenstände oder Be-
standteile davon jenseits der für
die Startbehörde maßgebenden
Gebietsgrenzen aufgefunden, so
werden sie auf Ersuchen der
Startbehörde ihren Vertretern
zurückgegeben oder zu deren
Verfügung gehalten; die Start-
behörde teilt auf Ersuchen vor
der Rückgabe Erkennungsmerk-
male mit.

(4) Hat eine Vertragspartei
Grund zu der Annahme, daß ein
Weltraumgegenstand oder Be-
standteile davon, die in einem
ihrer Hoheitsgewalt unterste-
henden Gebiet entdeckt oder
anderswo von ihr geborgen
wurden, ihrer Art nach gefähr-
lich oder schädlich sind, so kann
sie die Startbehörde davon
unterrichten; diese unternimmt
ungeachtet der Absätze 2 und 3
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dieses Artikels sofort unter der
Leitung und Kontrolle der Ver-
tragspartei wirksame Schritte,
um die mögliche Gefahr eines
Schadens abzuwenden.

(5) Kosten, die in Erfüllung
von Verpflichtungen aus den
Absätzen 2 und 3 dieses Arti-
kels zur Bergung und Rückgabe
eines Weltraumgegenstands oder
von Bestandteilen davon ent-
stehen, gehen zu Lasten der
Startbehörde.

Artikel 6

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens bedeutet der Ausdruck
„Startbehörde" den für den
Start verantwortlichen Staat
oder, falls eine internationale
zwischenstaatliche Organisation
für den Start verantwortlich ist,
diese Organisation, sofern sie
erklärt, daß sie die Rechte und
Pflichten aus diesem Überein-
kommen annimmt, und sofern
die Mehrheit der Mitgliedstaaten
dieser Organisation Vertrags-
parteien dieses Übereinkom-
mens und des Vertrags über die
Grundsätze, welche die Tätig-
keiten der Staaten bei der Er-
forschung und Nutzung des
Weltraums, einschließlich des
Mondes und anderer Himmels-
körper, regeln, sind.

Artikel 7

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für alle Staaten zur Unter-
zeichnung auf. Jeder Staat, der
es vor seinem Inkrafttreten nach
Absatz 3 dieses Artikels nicht
unterzeichnet hat, kann ihm
jederzeit beitreten.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifizierung durch
die Unterzeichnerstaaten. Die
Ratifikations- und die Beitritts-
urkunden sind bei den Regie-
rungen der Vereinigten Staaten
von Amerika, des Vereinigten
Königreichs von Großbritannien
und Nordirland sowie der
Union der Sozialistischen
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Sowjetrepubliken zu hinterle-
gen, die hiermit zu Depositar-
regierungen bestimmt werden.

(3) Dieses Übereinkommen
tritt in Kraft, sobald fünf Regie-
rungen einschließlich der darin
zu Depositarregierungen be-
stimmten ihre Ratifikations-
urkunden hinterlegt haben.

(4) Für Staaten, deren Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunden
nach dem Inkrafttreten dieses
Übereinkommens hinterlegt
werden, tritt es mit Hinter-
legung ihrer Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

(5) Die Depositarregierungen
unterrichten alsbald alle Unter-
zeichnerstaaten und alle bei-
tretenden Staaten über den Zeit-
punkt jeder Unterzeichnung und
jeder Hinterlegung einer Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
zu diesem Übereinkommen, den
Zeitpunkt seines Inkrafttretens
und über sonstige Mitteilungen.

(6) Dieses Übereinkommen
wird von den Depositarregie-
rungen nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen
registriert.

Artikel 8

Jeder Vertragsstaat kann
Änderungen dieses Übereinkom-
mens vorschlagen. Änderungen
treten für jeden Vertragsstaat,
der sie annimmt, in Kraft, so-
bald die Mehrheit der Vertrags-
staaten sie angenommen hat;
für jeden weiteren Vertragsstaat
treten sie mit der Annahme
durch diesen in Kraft.

Artikel 9

Jeder Vertragsstaat kann die-
ses Übereinkommen ein Jahr
nach dessen Inkrafttreten durch
eine schriftliche, an die Deposi-
tarregierungen gerichtete Noti-
fikation für sich kündigen. Die
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Kündigung wird ein Jahr nach
Eingang dieser Notifikation
wirksam.

Artikel 10

Dieses Übereinkommen, des-
sen englischer, russischer, fran-
zösischer, spanischer und chine-
sischer Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, wird in den Ar-
chiven der Depositarregierungen
hinterlegt. Beglaubigte Abschrif-
ten dieses Übereinkommens
werden den Regierungen der
Staaten, die es unterzeichnen
oder ihm beitreten, von den
Depositarregierungen zugelei-
tet.

ZU URKUND DESSEN
haben die Unterzeichneten, hier-
zu gehörig befugt, dieses Über-
einkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Washing-
ton, London und Moskau am
22. April 1968 in drei Urschrif-
ten.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für soziale
Verwaltung, vom Bundesminister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und
Technik und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 20. Jänner 1970

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Soronics

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim
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Da die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Übereinkommen am 19. Feber 1970 bei
den Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland sowie der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken hinterlegt wur-
den, ist das Übereinkommen gemäß seinem Artikel 7 Absatz 4 für Österreich am gleichen Tag
in Kraft getreten.

Dem Übereinkommen gehören nach Mitteilung der Depositarregierungen derzeit folgende
weitere Staaten an: Argentinien, Barbados, Botswana, Bulgarien, Dänemark, Ecuador, Gabon,
Gambia, Guayana, Iran, Irland, Island, Israel, Kamerun, Korea, Libanon, Madagaskar, Malaysia,
Mauritius, Mexiko, Nepal, Neuseeland, Niger, Polen, Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Südafrika,
Swaziland, Thailand, Tschechoslowakei, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Arabische Republik, Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland [einschließlich der Assoziierten Staaten
(Antigua, Dominica, Grenada, Saint Christopher-Nevis-Anguilla und Santa Lucia) und der Ge-
biete unter der territorialen Souveränität des Vereinigten Königreichs sowie Brunei, Tonga und
die Britischen Salomon-Inseln. Für Südrhodesien gelten die Bestimmungen des Übereinkommens
erst, wenn die Regierung des Vereinigten Königreichs die anderen Depositarregierungen davon
unterrichtet, daß es in der Lage ist zu gewährleisten, daß die sich aus dem Übereinkommen er-
gebenden Verpflichtungen hinsichtlich dieses Gebietes zur Gänze erfüllt werden können.], Ver-
einigte Staaten von Amerika.

Klaus

111.

Nachdem das am 30. Dezember 1968 in Teheran unterzeichnete Zusatzprotokoll zwischen der
Republik Österreich und dem Kaiserreich Iran zum Freundschafts- und Niederlassungsvertrag vom
9. September 1959, welches also lautet:

Z U S A T Z P R O T O K O L L
zum Freundschafts- und Niederlassungsver-
trag zwischen der Republik Österreich und
dem Kaiserreich Iran vom 9. September

1959 •)

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Seine Kaiserliche Majestät, der Schahinschah des
Iran

Vom Wunsche geleitet, Artikel 13 des Freund-
schafts- und Niederlassungsvertrages zwischen
der Republik Österreich und dem Kaiserreich
Iran zu ergänzen, haben zu diesem Zweck zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Seine Exzellenz Herrn Dr. Georg Seyffer-
t i t z
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich

Seine Kaiserliche Majestät, der Schahinschah
des Iran:
Seine Exzellenz Herrn Ardeshir Zahedi
Minister für Auswärtige Angelegenheiten des
Iran

*) Siehe BGBl. Nr. 45/1966
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welche nach Austausch ihrer in guter und ge-
höriger Form befundenen Vollmachten über die
folgenden Bestimmungen übereingekommen
sind:

Artikel 1

Ein zweiter Absatz folgenden Wortlautes wird
Artikel 13 angefügt:

„Dieser Artikel findet auch auf die in Ar-
tikel 6 Absatz 1 genannten Gesellschaften An-
wendung."

Artikel 2

Das vorliegende Zusatzprotokoll wird gemäß
den geltenden rechtlichen Bestimmungen der
beiden Hohen Vertragschließenden Teile ratifi-
ziert. Es tritt unmittelbar nach dem Austausch
der Ratifikationsurkunden, der in Wien statt-
finden wird, in Kraft und bleibt bis zum Außer-
krafttreten des Freundschafts- und Nieder-
lassungsvertrages in Geltung.

Artikel 3

Das vorliegende Zusatzprotokoll ist in zwei
Exemplaren in deutscher, persischer und fran-
zösischer Sprache verfaßt und beide Hohen Ver-
tragschließenden Teile erhalten je ein Exemplar
in jeder der drei Sprachen; jeder der drei Texte
gilt für die Auslegung des Textes des Protokolls
als authentisch. Im Falle einer Auslegungs-
streitigkeit gilt der französische Wortlaut als
verbindlich.

ZU URKUND DESSEN haben die beider-
seitigen, zu diesem Zwecke gehörig Bevoll-
mächtigten das vorliegende Zusatzprotokoll
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Teheran, am 30. Dezember 1968.

Für die Republik Österreich:

Dr. Georg Seyffertitz m. p.

Für das Kaiserreich Iran:

Ardeshir Zahedi m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Zusatzprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundes-
minister für. Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Landesverteidigung und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 12. November 1969

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Inneres:

Soronics

Der Bundesminister für Justiz:

Klecatsky

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Rehor

Der Bundesminister für Finanzen:

Koren

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Mitterer

Der Bundesminister für Landesverteidigung:

Prader

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Zusatzprotokoll sind am 5. März 1970 aus-
getauscht worden; das Zusatzprotokoll ist sohin gemäß seinem Artikel 2 am selben Tag in Kraft
getreten.

Klaus
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